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Die folgende Zusammenstellung enthält - vorbehaltlich weiterer Ladungen und 

möglicher Terminsaufhebungen - eine Übersicht über ausgewählte öffentliche 

Verhandlungen des Oberverwaltungsgerichts, die in der Zeit vom 16. Januar 2019 bis 

31. Januar 2019 vorgesehen sind. 

 

Nr. 2 vom 09.01.2019 

 

Termine Januar/2. Hälfte (Stand: 9. Januar 2019)  
 
 
17.01.2019 
Sitzungssaal II 
Uhrzeit: 10.15 Uhr 
Aktenzeichen: 2 D 63/17.NE  
K. GbR ./. Stadt Paderborn  
  
Das Verfahren betrifft die 125. Änderung des Flächennutzungsplanes 
"Konzentrationszonen für Windenergie" der Stadt Paderborn, mit der die Gemeinde 
Konzentrationszonen für die Windenergienutzung dargestellt und zugleich die 
Errichtung von Windenergieanlagen im übrigen Gemeindegebiet ausgeschlossen hat. 
Die Antragstellerin plant, außerhalb der ausgewiesenen Konzentrationszonen 
Windräder zu errichten. Sie macht im Wesentlichen geltend, die Antragsgegnerin habe 
Flächen zu Unrecht von vornherein aus der Betrachtung ausgeschlossen und die 
Auswahl erkannter Potentialflächen nicht hinreichend begründet und gebe insgesamt 
der Nutzung von Windenergie nicht genügend Raum.  
 
 
 
17.01.2019 
Sitzungssaal II 
Uhrzeit: 13.00 Uhr 
Aktenzeichen: 2 D 27/17.NE  
S. ./. Gemeinde Hövelhof - Sennegemeinde -  
  
Die Antragstellerin wendet sich gegen die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 19 
"Kleestraße" der Gemeinde Hövelhof, mit der u. a. für das im Plangebiet liegende 
Grundstück der Antragstellerin die zukünftige Bebauung auf maximal zwei 
Wohneinheiten pro Wohnhaus beschränkt wurde. Dadurch sei ihr Grundbesitz in 
Anbetracht der benachbart errichteten Sechs- und Achtfamilienhäuser praktisch 
entwertet. Die Ungleichbehandlung sei auch nicht gerechtfertigt. Zudem sei der Plan 
wegen Mitwirkung befangener Ratsmitglieder an der Beschlussfassung rechtswidrig.  
 
 


